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Deutſchland. 
Berlin, 19. Dezember. Der Geh. Ober - Flnanzrath 


dellwig if in Begleitung des Steuerrath Hahn am 12. Dezbr. 


n Petersburg eingetroffen, um die auch vom Grafen Bismarck im 
17 ii — Verhandlungen wegen Erleichterung 
8 Grenzverkehrs mit der ruſſiſchen Reglerung zu führen. Beide 
amte ſind durch den preußiſchen Geſandten daſelbſt dem ruſſiſchen 
anzminiſter und dem Direktor des Zolldepartemente Fürſten 
Odolenskt vorgeſtellt worden. — Der bekannte Berliner Korreſpon⸗ 
nt der „Augeb. Allg. Ztg.“, der ſich in der Regel den Anſchein 
Aebt, in die Geheimniſſe der preußiſchen Polltik eingeweiht zu ſein, 
bel aber nur dann brauchbare Nachrichten bringt, wenn er fie 
nach der bel ihm üblichen Praxis der Nordd. Allg. Ztg. oder irgend 
Unem offizlöſen Organ entnommen hat, will willen, daß Preußen 
itzt nach den Erklärungen des Herrn v. Varnbüler gegen den Ein- 
llt Mürtembergs in den norddrutſchen Bund, den Anſchluß Ba- 
ens an Norddeutſchland fördern werde und daß die badiſche mlt 
ber heſſiſchen Divifion das 13. Armeckorps bilden ſolle. Es ift 
blerbei iu bemerken, daß dergleichen Nachrichten von Gegnern Dreu- 
ns erfunden werden, um zu inſinuiren, daß Preußen auf Süd⸗ 
Mulſchland einen Druck übe und auf den Anſchluß desſelben an 
den norddeutſchen Bund dränge. Wir haben ſchon früher erwähnt, 
daß der preußiſchen Regierung dergleichen Abſichten fern liegen. — 
der Abſchluß der Verhandlungen zwiſchen Preußen reſp. dem 
Jeuvertin und Frankreich, die zum Zweck haben, dem durch den 
danzöſiſchen Handels- und Schifffahrtevertrag gebundenen Mecklen⸗ 
urg den Eintritt in den Zollverein möglid zu machen, iſt noch 
nicht erfolgt. Die Verhandlungen werden vielmehr hier (nicht in 
bare) noch fortgeführt und die gegenthelligen Angaben ſtützen ſich 
"ur auf eine Willfährigkeit Preußens, die franzöſiſchen Forderungen 
bewilligen, die überhaupt nicht vorhanden iſt. — A 
utſche Preſſe“ in München, die „ih in neueſter Zeit über d 1 
deulſchen Angelegenheiten und das Verbältniß zwiſchen Preußen un 
eſterreich beſonnener ausſpricht, bemerkt in ihrer neueſten Nummer, 
Am Oeſterreich nur dann aus jeinen Finanzverlegenhetten beraus- 
lommen werde, wenn es die Hoffnung auf neue Kriege zur Wieder 
darstellung des alten Zuſtandes aufgiebt, ſich mit Preußen zu ver⸗ 
Mdigen ſucht und auf jede Einmiſchung in die deulſchen Angelegen- 
delten Verzicht leiſtet. Preußen, dem überhaupt jeder Angriffskrieg 
ern liege, werde zu dieſer Verſtändigung gern die Hand bieten. 
dierdurch ſel Oeſterreich zugleich der Gefahr eines Krieges mit 
Rußland überboben. Man darf wohl annehmen, a 
Dann, der jetzt die Geſchicke Oeſterreichs leitet, dieſelben Anſchauungen 
a a! . n in Süddeutſch⸗ 
lund geben, beweiß Der meld. daß die Nicter, die das Urtbell 
gegen den Redakteur des „Beobachters“ Karl Meyer in Eßlingen 
wegen Schmähung der preußiſchen Staatsregierung und Beleidi⸗ 
zung des Königs von Preußen gefällt hatten, vom aufgehetzten Pö⸗ 
del inſultirt und verfolgt wurden, als ſie nach der Verhandlung 
n Sitzungsſaal verließen. — Die in England für preußiſche 
| Rechnung jetzt noch im Bau begriffene Panzerfregatte wird nicht 
en Namen „Wilhelm I.“, ſondern mit Allerhöchſter Genehmigung 
M Namen „König Wilhelm“ führen. Zwei andere Panzer- 
begalten führen bekanntlich den Namen „Kronprinz und „Friedrich 
arte. — guenn das Etatsgeſetz vor dem 1. Januar nicht zu 
Stande kommt, jo trägt nicht die Regierung, ſondern das Abgeord⸗ 
detenbaue durch die unnöthige Ausdehnung ſeiner Debatten die 
Achuld davon. Auf die Bewilligung eines außerordentlichen Kre- 
N wird ſich die Regierung der ſogenannten konſtitutlonellen Dof- 
uin zu Liebe ſchwerlich einlafjen. — Mehrere Zeitungen ſtellen die 
fan auptung auf, daß die Zeltungaſttuer leicht dadurch in Weg⸗ 
ei gebracht werden könnte, wenn der betreffende Einnahmepoſten 
al Abgeordnetenhauſe auf dem Etat geſtrichen würde. Die Re⸗ 
rung werde und müſſe dann die Sache fallen laſſen. Dem ge⸗ 
Knüber iſt zu bemerken, daß ein Etatspoften nicht einſeſtig geftri- 
= werden kann, der auf Grund eines Geſetzes erhoben iſt. Der- 
. würde nach §. 109 der Verfaſſung jo lange forterhoben 
erden können, bis das betreffende Geſetz durch die Bujammen- 
ung aller drei Faktoren der Geſetzgebung aufgehoben worden iſt. 
erlin, 19. Dezember. Se. Majeflät der König empfing 
ha merſtag Morgens die aus Schleswig und Kaſſel hier einge 
voffenen kommandirenden Generale v. Manſteln und v. Plonekl, 
9 Kommandeur der 21. Kavallerie-Brigade, General-Major 
d. Rauch aus Frankfurt a. M. und außer anderen Militärs auch 
— Großherzoglich heſſiſchen Oberſten von der Artillerie v. Hart⸗ 
un, welcher ſich vor feiner Abreiſe nach Darmſtadt verabſchledete, 
und nam darauf die Vorträge der Hofmarſchälle Grafen Pückler 
and Perponcher, dee Chefs des Milttär-Rabinete v. Tresckow nc. 
dens gn. Nachauttagg konferirte Se. Majeſtät der König mit 


d f 
— Oper Petpräfldenten Grafen Bismarck und erſchlen Abends in 


— Am 16. Dezemb ber -Tribunalsrath Dr. 
Sander ſein 50jähriges „ > Mitglieder des Ober- 
ribunale hatten ſich um 8½ Ubr Morgens verſammelt und be⸗ 
an ſich unter Vortritt ihres Ebeſs in die Wohnung des Jubi⸗ 
ars. Dort überreichte der erſte Präfdent des Ober- Tribunals, 
err Staate miniſter Übden Excellenz, dem bochverdienten Mann im 
Al dn Sr. Maſeſtät des Könige den Rothen Adler⸗Orddn III. 
laſſe mit der Schleife und im Namen der Kollegen einen koſt⸗ 
wen, böchſt geſchmacvoll gearbeiteten ſilbernen pokal. Um 12 


Up: vereint 
gte ein Feſtmahl in der Wohnung des ubilars noch 
fauna die Kollegen und bei demſelben ließ der a den ger 
da ten Pokal im Kreiſe herumgehen mit der Bitte, ihn zuerſt auf 
Wohl Sr. Majeflät des Königs zu leeren. 
Präſt Berlin, 19. Dezbr. 


(Haus der Abgeordneten.) 20. Sitzung. 
ent: v. Forckenbeck. Am Miniſtertiſch: der Finanzminiſter Freiherr 


gangen und werden bewilligt.) Na 


Abendblatt. 


v. d. Heydt und v. Selchow und mehrere Ne ierungs⸗Kommiſſarien. Die 
Erbse und Logen ſind ſehr m beſetzt, Sie Plätze im iron lüden- 


haft. — Der Präſident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 30, Minuten mit 
den gewöhnlichen ſeeſchaſcſchen Mittht Pen. (Urlaubsgeſuche ſind einge- 


5 em das Haus die Wahlen Dodillet's 
und v. Lyncker's im 3. Gumbinner Wahlbezirk, wie bereits gemeldet, be⸗ 
anſtandet, geht daſſelbe um zweiten Theil der Tagesordnung über. Bericht der 
XI. Kommiſſion über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Einrich⸗ 
tung von Darlehnskaſſen in den Regierungsbezirken Königsberg und Gum⸗ 
binnen. Zu dem Kommiſſions⸗Entwurfe find folgende Zuſatz⸗ Anträge eine 
gegangen: 1. Der Abg. Dr. Becker und Genoſſen beantragt, dem $. 3 fol- 
genden Zuſatz zu geben: Den Kreisverbänden iſt geſtattet, von den empfan⸗ 
genen Darlehnen den eingetragenen Denafienitaften (Geſetz vom 27. März 
1867) verzinsliche Vorſchüſſe zu geben. Der Abg. v. Vincke (Minden) 
wünſcht $. 1 wie folgt amendirt: „Der Finanzminiſter wird ermächtigt, 
zum Behuf der Linderung des in den Regierungsbezirken Königsberg und 
Gumbinnen herrſchenden Nothſtandes die auf Grund der Verordnung vom 
18. Mai 1866 ausgegebenen und noch nicht vernichteten Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine, welche demſelben von der Hauptverwaltung der Darlehnskaſſen im 
Betrage von einer Million zweihundert acht und zwanzig tauſend Thalern 
zu überweiſen find, wieder in Umlauf zu ſetzen und neue Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine im Betrage von einer Million Thaler ausgeben zu laſſen. Die letz⸗ 
teren werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden in Abſchnitten 
zu 5 Thalern ausgefertigt und dem Finanzminiſter überwieſen. Vor der 
Ausgabe dieſer Scheine iſt eine genaue Beſchreibung derſelben öffentlich be⸗ 
unt zu machen.“ 0 EN 
0 85 erhalt ſodann als Berichlerſtatter der Abg. Jacoby (Liegnitz) 
das Wort. Derfelbe ſchildert bei faſt vollſtändig leeren Bänken, namentlich 
auf der rechten Seite des Hauſes, die Nothſtände in den Regierungsbezirken 
Königsberg und Gumbinnen und erläutert diejenigen Maßregeln der Staatsre⸗ 
gierung, welche dieſelbe ſchon zur Abhülſe getroffen und noch beabſichtige; hierzu 
gehöre auch der vorgelegte Geſetzentwurf, der in der von der Kommiſſton vor⸗ 
eſchlagenen Faſſung als ein neuer Regierungsentwurf betrachtet werden könne. 
edner ſetzt weiter die Hauptunterſchiede des urſprünglichen und des Kom- 
miſſionsentwurfs auseinander, ſkizzirt Letzteren in ſeinen Hauptmomenten und 
beſpricht ſodann das Weſen der neuen Barlehnskaſſenſcheine; es ſei daſſelbe, 
wie das der alten. Die Kommiſſton habe geglaubt annehmen zu konnen, 
daß ohne eine ſolche Hülfe, wie ſie durch den Entwurf beabſichtigt werde, 
Tauſende von kleinen Grundbeſitzern gänzlich zu Grunde gehen würden. 
Sie habe ſich mit dem Antrage des Abg. v. Vincke (Minden) einverſtanden 
erklärt, nicht mit dem des Abg. Dr. Becker. Denn wenn einzelne von den 
kleinen Gewerbetreibenden auch in der Lage ſeien, Sicherheit zu gewähren, 
ſo ſeien es doch immer nur einzelne, im Großen und Ganzen ſeien ſie zur 
Sicherheitgewahrung nicht in der Lage. Der Geſetz⸗Entwurf wurde dann 
allgemein angenommen und im Namen der Kommiſſion habe ich Sie zu 
bitten, ihn möglichſt einſtimmig anzunehmen. — Ich will gleich zwei Pe⸗ 
titionen berückſichtigen. Die eine iſt aus Tilſit eingereicht, in der Männer 
des mittleren Bürgerſtandes mit Ueberreichung einer Petition aus dem 
vorigen Jahre bitten, die älteren Darlehnskaſſen wenigſtens noch ein paar 
Jahre fortbeſtehen zu laſſen. Sie knüpfen dieſe Bitte an den Nothſtand 
der Gegenwart. — Eine zweite Petition will Abhilfe des Nothſtandes 
ſchaffen, indem die Erhöhung der Miniſtergehälter und ein Abzug von 10 
bis 20 pet. aller übrigen Gehälter darauf verwendet würden. Dieſe Peti⸗ 
tion wurde ſogleich abgelehnt. — Es wird die Generaldiskuſſton eröffnet. 
Zuvor nimmt das Wort der Finanzmimiſter v. d. Heydt: Im Auſchluß an 
den eingehenden Vortrag des Herrn Referenten und an feine überall ſebr 
rg usführun befchränfe ich mich für jetzt auf die Erklärung, daß 
die Staatsregierung ſich mit dem von dem Herrn Referenten Namens der 
Kommiſſion empfohlenen Entwurfe einverſtanden erklärt, indeß mit dem 
Amendement des Herrn Abgeordneten v. Vincke aus den vom Referenten 
ſchon angeführten Gründen; daß aber die Regierung ſich nicht einverſtanden 
erklären kann mit dem Amendement Becker, weil e der Meinung iſt, daß 
es zu dem vom Antragſteller in Ausſicht genommenen Zweck außerordent⸗ 
licher Maßregeln nicht bedarf. f 
Abg. Dr. Becker: Ich befürchte, daß es nicht möglich ſein wird, die 
Haupt-Thätigfeit, die bei dem Entwurje in Ausſicht genommen iſt, die gro⸗ 
ßen öffentlichen Bauten in einer Zeit zu erledigen, wo die Noth ſehr groß 
iſt. Einen Beweis hierfür werden Sie mir erlaſſen. Ich verweiſe Sie 
auf einen Bericht, der vorgeſtern im „Staatsanzeiger“ ſtand, wonach das 
Thermometer in jenen Gegenden 3 Grad Reaumür zeigt, ſo daß Kanäle 
und Chauſſeebauten nicht werden in Angriff genommen werden fönnen. — 
Ich hätte gewünſcht, daß die Staatsregierung die Kredit⸗Ertheilung nicht 
beſchränkt hätte auf die Klaſſen der Bevölkerung, die in der an find, eine 
hypothekariſche Sicherheit zu geben. Es giebt unzählige Jälle, wo die 
hypothekariſche Sicherheit nicht geſtattet werden kann, weil der Beſitztitel 
nicht erlangt iſt, und das find nicht imm die ſchlechteſten e 
Ich leugne nicht, daß mein Antrag — 5 100 3 a ber Rommiffion 
y n, und da beba! ge 1285 
eg RAR leit dieſer meiner Absicht ae eee iſt; 
und gerade, wenn in dieſen Klaſſen ein Nothſtand 7 7 fe hat dies a 
für die übrigen Klaſſen eine ganze Reihe nachtheiliger Wirkungen 25 e⸗ 
folge. Zum Schluß erklärt fir) der Redner bereit, ſein Amendement dahin 
zu andern: Den Kreisverbänden iſt geſtattet, von den er Dar⸗ 
lehnen den eingetragenen Genoſſenſchaften gegen Surgſchaft auf Perſonal⸗ 
kredit verzinsliche Vorſchüſſe zu geben. — Abg. Dr. Löwe zieht den von 
der Regierung vorgeſchlagenen Weg der indirekten Hülfe jedem anderen 
Wege vor, fürchtet aber, daß ein großer Theil derſelben, namentlich die 
beabſichtigten Bauten, in Folge der ungünſtigen Witterung nicht zur Aus⸗ 
führung würden kommen können. Für dieſen Fall erwarte er weitere Vor⸗ 
lagen von der Regierung; man dürfe ſich dann auch der direkten Hülfe 
nicht entziehen. Gerade bei dieſer Gelegenheit offenbare ſich wieder die 
ſehr mangelhafte Zuſammenſetzung per Kreisſtände. — Finanzminiſter v. 
d. Heydt: Mit dem Herrn Vorredner iſt die Regierung der Meinung 
geweſen, daß dem Nothftande hauptſächlich durch indirekte Hülfe entgegen⸗ 
zutreten ſei. In dieſer Richtung find bisher auch alle Anordnungen ge 
troffen worden. Es haben jedoch die Vertreter der Provinz Preußen in 
dieſem wie in dem anderen Haufe es der Regierung als dringend noth⸗ 
wendig erklärt, daß eine Ausnahme gemacht werden müſſe zu Gunſten der 
kleinen Beſitzer, und daß dieſen direkte Hülfe zu gewähren ſei. Die Regie⸗ 
rung iſt nicht gern auf den Weg der direkten Hülfe übergegangen, aber 
unter den ihr geſchilderten Umſtänden hat fie ſich ausnahmsweiſe dazu ent- 
ſchloſſen. Sie iſt aber Willens, auf dieſem ausnahmsweiſen Wege der di⸗ 
relten Hülfe nicht weiter zu gehen, als es dringend geboten iſt, und aus 
dieſem Grunde erklärt ſie ſich auch gegen das Amendement Becker. Die 
Regierung ſtimmt auch mit dem Herrn Vorredner darin überein, daß ſich 
die Mitwirkung der Kreisſtände dei dieſer direkten Hülfe nicht empfiehlt; 
es wird im Gegentheil eine Kommiſſion, beſtehend aus dem Landrathe des 
Kreiſes, einem Juſtizbeamten und einem für dieſe Angelegenheit ſich beſon⸗ 
ders intereſſirenden e mit dem betre enden Ausführungs 
geſchäfte beauftragt werden. Dem Baukverkehr legt die Regierung keine 


Schwierigkeiten in den Weg, ſobald es ſich nur nicht um die Ausgabe von 


Banknoten handelt, was auf einem ganz anderen Gebiete ſteht. 
Abg. v. Saucken (Tarputſchen;? Die Einwohner der Provinz 
Preußen haben dieſe Vorlage mit Freuden begrüßt; wir dürfen aber nicht 
verkennen, daß damit nur ein Anfang gemacht iſt. Außerdem kommt dieſe 
Abhilfe ſehr ſpät, wenngleich ich der Regierung keinen Vorwurf daraus 
machen will. Meine Verwunderung hat es erregt, daß 1 aus 175 Be 
vinz Preußen ſehr viele Landräthe es, Bra SCH haben, 115 das A — 
netenhaus einzutreten, ſtatt innerhalb ihres Kreiſes, in welchem ſie jetzt nö⸗ 
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thiger find denn je, ſämmtliche Mittel anzuwenden, die fie zur Linderung 
des Nothſtandes in Händen haben. Auf einen Punkt mache ich außerdem 
den Finanzminiſter noch aufmerkſam. Wenn man von dem Grundſatzeſaus⸗ 
geht, daß Almoſen ſo wenig wie möglich ausgegeben werden, dann wird es 
nöthig werden, in den von der Noth heimgefuchten Provinzen eine Revifion 
der Grund» und Klaſſenſteuer vorzunehmen. Das iſt eine Form, in der 
dem armen Manne geholfen wird. Meine Herren! Unſer Volk weiß, daß 
wir einen Staatsſchatz von 25 Millionen haben, der für den Pr der Noth 
aufgeſammelt iſt; es weiß, daß oft Steuern über den Bedar hinaus von 
ihm erhoben worden ſind; es weiß endlich, daß Dotationen von vielen 
Millionen an die Feinde Preußens gegeben ſind. Das preußiſche Volk er⸗ 
wartet nun auch, daß jetzt, wo der Nothſtand da iſt, wo wirklicher Hunger 
zu ſtillen iſt, ihm die Hilfe nicht verſagt werde. — Finanzminiſter Freiherr 
v. d. Heydt: Ich habe mich darüber gefreut, daß der Vorredner damit 
anfing, feinen Dank zu bezeigen für das, was von der Regierung zur Linde⸗ 
rung der Noth vorgeſchlagen iſt. Ich hätte wohl gewünſcht, daß er dabei 
geblieben wäre. Seine Anführung, daß die Regierung mit ihren Maß⸗ 
edel zu ſpät gekommen ift, ift unrichtig. Die Regierung hat ſchon am 
17. Oktober Vorſchüſſe zur Verfügung geſtellt und die Ausſicht auf weitere 
Anordnungen eröffnet. Die Regierung iſt vollſtändig unterrichtet geweſen 
und iſt nach Maßgabe des Bedarfs vorgegangen. enn der Herr Abge⸗ 
eordnete meint, die angewieſenen Mittel werden nicht ausreichen, ſo iſt eine 
braje ſehr leicht e aber für jetzt iſt noch nicht nachgewieſen, 
daß den Bedürfniſſen des Augenblicks in der That damit nicht genügt wird. 
Ich habe mich über die Einſtimmigkeit der Kommiſſion, in welcher von 
keiner Seite mehr gefordert wurde, gefreut. Sollte ein Mehrbedarf noth⸗ 
wendig werden, ſo habe ich beim Einbringen des Geſetzes Namens der 
Staatsregierung geſagt, es ſei möglich, daß die Dinge ſich verſchlimmern 
und daß die Regierung dann nicht anfteben würde, weitere Maßlegeln vor⸗ 
zuſchlagen. Der Herr Abgeordnete iſt alſo wohl nicht in der Lage, anzu⸗ 
nehmen, daß die Regierung anders verfahren wird. In dem, was ſie bis⸗ 
her gethan hat, liegt ihre Bereitwilligkeit ausgeſprochen, es kann ſie alſo 
kein Vorwurf treffen. Der Herr Vorredner hat ſchließlich auch politiſche 
Dinge in die Sache hineingezogen; ich hätte gewünſcht, daß auch das nicht 
der Fall geweſen wäre. 
Nachdem der Abg. Dr. Bender von der Tribüne und deshalb ab⸗ 
ſolut unverſtändrich geſprochen, konſtatirt v. Saucken, daß er der Regie 
ierung einen Vorwurf nicht gemacht habe, und ein Landrath der Provinz 
Preußen proteſtirt gegen den Vorwurf, trotz des Nothſtandes ein Mandat 
angenommen zu haben. — 8. 1 wird mit dem Amendement des v. Vincke 
angenommen. — Zu . 3 bemerkt Abg. Schulze: Obwobl die Gerechtig⸗ 
keit es erfordere, daß auch die Gewerbetreibenden unterſtützt würden, jo 
wolle er eine Zerſplitterung der geringen Summen um fo weniger beau⸗ 
tragen, als mit der Beſeitigung des Nothſtandes erſt angefangen werde. 
Dagegen hoffe er, daß die Regierung ihr Augenmerk auch namentlich auf 
die Induſtrie-Lohnarbeiter richten werde, die durch den vorjährigen Krieg 
in eine traurige Lage verſetzt ſeien. Um nur fo bald wie, möglich das 
Geſetz zu Stande zu bringen, bitte er, alle Amendements, die der Zuſtim⸗ 


mung der Regierung nicht ſicher wären, abzulehnen. — Der Finanzminiſter 


erklärt, daß die Staatsregierung die Arbeiterverhältniſſe nicht aus dem Auge 
verlieren werde. Sie verkenne nicht, daß ſeit den worjährigen kriegeriſchen 
Ereigniſſen noch ein N Mißbehagen zurückgeblieben ſei, welches ein 
Stocken der induſtriellen Unternehmungen veranlaſſe, indeſſen ſei zu hoffen, 
daß dieſer Druck bald verſchwinden werde, wenn man ſich von dem Un⸗ 
rund der gehegten Befürchtungen überzeuge; eine augenblickliche Veran⸗ 
aſſung zu einer darauf bezüglichen Vorlage könne er nicht anerkennen. — 
Der Abg. Becker zieht fein Ameudement zurück, worauf auch der 8. 3 
ebenſo wie alle folgenden Paragraphen der Regierungsvorlage unverändert 
angenommen werden. Schließlich wird das ganze Geſetz in der beſchl ſſe⸗ 
nen Faſſung einſtimmig genehmigt. — Es folgt nunmehr die Vorberathun 
des Etats des landwirthſchaftlichen Miniſteriums. Einnahmen: 950,76 
S, darunter 621,765 „ durch die Auseinanderſetzungen, 326,655 % 
aus der Geſtütverwaltung. Ausgaben: 2,200,131 Ag, darunter für grd- 
ßere Landesmeliorationen und Deichbauten 183,848 34, Prämien bei 
Pferderennen 51,000 . (25,000 9%. mehr als im vorigen Jahr), für 
die Geſtütverwaltung 677,975 „ — Miniſter v. Selchow und ſein 
Kommiſſar erläutern dieſen Etat, der ſich nur durch die Erweiterung der 
Monarchie und ſehr unweſentlich gegen die Vorjahre verändert hat. 

Abg. Richter (Eſſen): Wie der Rekrut auf die Frage: was iſt ein 
Rekrut? antwortet; ein armer, geplagter Menſch, — ſo antwortet der Ab⸗ 
geordnete, der im Hauſe Neuling iſt, auf die Frage: was iſt ein Abgeord⸗ 
neter? Ein armer, geplagter Menſch (Heiterkeit). Redner liebt den Acker⸗ 
bau mit Paſſion und bedauert daher, daß 35,000 a für Ackerbauſchulen 
ausgeſetzt ſind, und nun gar 1250 , für Oekonomiegebäude! Sollte der 
Herr Miniſter einmal in Verlegenheit ſein, ſo will Redner ihn herausrei⸗ 
ßen, indem er ihn auf ein verfallenes Gefängniß in ſeinem Wahlkreiſe auf⸗ 
merkſam macht (Heiterkeit) Wenn das Zehnfache vom Hauſe verlangt 
würde, es würde mit Freuden gewährt werden. (Abg. Knapp: Nee 1) — 
Miniſter v. Selchow: Ich bedauere, dem Hrn. Vorredner auf das von 
ihm betretene Gebiet der Behandlung nicht folgen zu können. (Bravo 
rechts.) Was das Materielle der Ausführungen betrifft, ſo beruht die Aeuße⸗ 
rung über eine Poſition von 1250 % für Oekonomiegebände auf einem 
Mißverſtändniß. Durch den Zutritt der neuen Provinzen ſind wir gleich⸗ 
zeitig um eine in Preußen bisher nicht übliche Art vou Schulen bereichert 
worden, die ſogenannten Mittelſchulen, und es ift unſere Ayſicht, dieſe nicht 
nur fortbeſtehen zu laſſen, ſondern auch überall da, wo man mit Errich- 
tung ſolcher vorgehen will, unſere Unterſtützung zu gewähren. — Abg. 
Schmidt (Stettin): Die Räume des landwirthſchaftlichen Miniſteriums 
ſeien unzulänglich, man thäte beſſer, es zu verkaufen. Nach Bergen und 
Boulogne ſeien Kommiſſare der Regierung abgeſchickt, um die Fiſcherei⸗ 
Ausſtellungen zu beſuchen, ohne daß davon eine Wirkung zu Tage getre⸗ 
ten: ſo ſeien die norwegiſchen Fiſcherböte zwar empfohlen, aber nicht nach⸗ 
geahmt worden. Für Dünen⸗Kultur ſei zu wenig ausgeſetzt, der Plan, in 
Stralſund ein Fiſcherei-Muſeum zu gründen, liege ganz darnieder. — Mir 
niſter v. Selchow erklärt, daß die Staatsregierung ſchon längſt in der 
vom Vorredner angedeuteten Weiſe eine Reſſorterweiterung des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Miniſterſums im Auge gehabt habe. — Die verſchiedenen For⸗ 
derungen des Vorredners waren recht ſchön; die Regierung werde alles 
Mögliche thun, nur laſſe ſich mit Rückſicht auf die vorhandenen Mittel nicht 
Alles auf einmal ausführen. — Von der Gründung eines Fiſcherei⸗Mu⸗ 
ſeums ſei ihm nichts bekannt. — Die Einnahmen werden ohne Debatte 
genehmigt, ebenſo Titel 1— 7 der Ausgaben. 

Zu Tit 8 (Beſoldungen der Auseinanderſetzungsbehörden) iſt vom Abg. 
Born und Genoſſen der Autrag geſtellt worden, die Staatsregierung zu 
erſuchen, ſobald wie möglich die zur Aufhebung, bezüglich Avlöſung der 
Erblehnverhältniſſe, Mühlenbannrechte, Weideſervituten ꝛc., ſowie aller noch 
beſtehenden Beſchränkungen des vollen und freien Grundeigenthums im 
Regierungsbezirt Wiesbaden erforderlichen Vorlagen dem Landtage vorzu⸗ 
legen. — Abg. Knapp emgfiehlt denſelden. — Der Regierungskommiſſar 
verſpricht, daß ſeiner Zeit dieſem Wunſche gewillfahrt werden ſoll, und 
wird der Antrag in Folge deſſen zurückgezogen. 

Zu Tit. 13 (Zur Förderung der Landeskultur; allgemeine wiſſen⸗ 
ſchaftliche und gemeinnützige Zwecke) liegen zwei Anträge vor: 1) Metſcher 
und Genoffen: die ung zu erſuchen, auf Acquiſition eines für ein 
land wirthſchaftliches Mu eum ſich eignenden Grundſtückes Bedacht zu nehmen 
und dem hieſigen landwirthſchaftlichen Lehrinſtitut eine den Lehrzwecken ent⸗ 
ſprecheude Organiſation zu geben; 

2 Graf Franckenberg: die Regierung zu erſuchen, in Verbindung 
mit einer der landwirthſchaftlichen Lehranſtalten eine Anlage für künſtliche 
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Fiſchzucht einzurichten event. im nächſten Etat eine Summe zur Unterftügung 
dieſes Kulturzweiges anzuſetzen. — Miniſter v. Selchow: Die Regierung 
wird für dieſen Zweig helfend eintreten, wo ihre Hülfe verlangt wird, 
kann aber zur Zeit nicht ein beſonderes Inſtitut dafür ſchaffen. — Abg. 
v. d. Marwitz befürwortet den Antrag Metſcher mit der Unzulänglichkei 
der für das landwirthſchaſtliche Miniſterium benutzten Räume. — iniſter 
v. Selchow erkennt die Intentionen dieſes Antrages durchaus an; die 
Regierung verfolge durchaus das darin ausgedrückte Nia; es ließe ſich je⸗ 
doch nicht Alles plötzlich und auf einmal ausführen. Für das landwirth⸗ 
ſchaftliche Museum ſei ſchon alles Mögliche geſchehen; auf der Pariſer 
Weltausſtellung und in Hannover ſeien viele Ankäufe gemacht worden, 
auch ſeien ſchon zahlreiche Geſchenke eingegangen. Da ein Gebäude noch 
nicht dafür vorhanden war, mußte ein Haus dazu gemiethet werden, na⸗ 
türlich nur proviſoriſch. Man ſei jetzt mit der Aufſtellung beſchäftigt. In 
einem der nächſten Etats werde hoffentlich auch für dieſen Zweig mehr 
ausgeſetzt werden können. — Abg. Kantak wünſcht vor der Schlußbe⸗ 
rathung noch Auskunft darüber, wie die in Nr. 3 dieſes Titels a RR 
58,744 Thlr. auf die einzelnen Provinzen vertheilt würden. — Miniſter 
v. Selchow verſpricht diet Nachweiſung. — Abg. Redeker empfiehlt den 
Antrag Frauckenberg und empfiehlt einen Müller in Hannover zur Be⸗ 
rückſichtigung, der Forellenzucht ſehr kultivire. — Um 4 Uhr wird der An⸗ 
trag auf Vertagung geſtellt. Es iſt gleichzeitig der Antrag auf Schluß 
eingegangen. Der Antrag auf Schluß wird angenommen. — Die Poſition 
Tit. 13. wird genehmigt, der Antrag Metfcher angenommen, der Antrag 
Franckenberg desgleichen. — Am Schluß die täglich wiederkehrende 
Debatte über Vertagung, ſie wird beſchloſſen. 

„Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung heute (Freitag; 10 Uhr; Tages · 
Ordnung: Fortſetzung der Budgetvorberathung (Iandwirthſchaftliches Mi⸗ 
niſterium); Verträge mit Oldenburg, Virchows Antrag, Wahlprüfungen. 

Hamburg, 19. Dezember. Den „Hamburger Nachrichten“ 
wird aus Hannover telegraphiſch gemeldet, daß der Oberpräſident 
Graf zu Stolberg auf eine dleſerhalb an ihn gerichtete Anfrage zu 
Geldſammlungen in der Provinz Behufs Beſchaffung eines Ehren⸗ 
geſchenkes für den ehemaligen König von Hannover zu der im 
nüchſten Jahre bevorſtehenden Beier. der ſilbernen Hochzeit deſſelben 
mit der Maßgabe die Genehmigung ertheilt hat, daß bei Veran⸗ 
ſtaltung dieſer Sammlungen alle ungeeigneten politiſchen Demon- 
ſtrationen vermieden, würden. 

Leipzig, 18. Dezember. Dem Vernehmen der „Leipziger 
Nachrichten“ nach find in hieſigen Kreiſen ſehr namhafte Summen 
gezeichnet worden, um den Unteroffizieren und Mannſchaften des 
52. Regiments vor ihrem Abmarſche Feſtmahle in mehreren der 
größten Etabliſſements unſerer Stadt zu geben. Dieſer Abmarſch 
fol nach den bisherigen Befehlen für das Füſilierbatalllon am 
27. Dezember über Eilenburg, für das 1. Bataillon am 29. d. 


uf derſelben Route und für das 2. Bataillon am nämlichen Tage | 
2 . f. l 1 5 ſcheint es, daß die Fentler den Plan entworfen hatten, die Waffen⸗ 


depots der Miliz in allen Städten Englands zu gleicher Zeit an- 
zugreifen. 


über Wurzen zu Fuß ſtattfinden. 

Karlsruhe, 19. Dezember. Die Abgeordnetenkammer hat 
in ihrer heutigen Sitzung das Schulgeſetz im Weſentlichen nach 
den Anträgen der Kommiſſion mit allen gegen drei Stimmen an- 
genommen. 


Auslaud. 


Wien, 18. Dezember. Der Budget- Ausſchuß des Unter- 
hauſes hat den Geſetzentwurf, betreffend die Veräußerung von 
Staatselgenthum im Betrage von 15 Millionen Fl., nach längerer 
Oiskuſſton, in welcher mehrere Redner entſchledeu dagegen auf- 
traten, auf den Antrag Perger's dem Hauſe zur Annahme zu 
empfeblen beſchloſſen. Andererſeite verlautet in Asgeorbnetenfreifen, 
die Regierung beabſichtige, den Geſetzentwurf zurückzuziehen. 

— 19. Dezember. Die Morgenblätter ſind der Anſicht, daß 
geſtern für die Kabinetsbildung entſcheidende Schritte geſchehen find. 
Es gilt für ſicher, daß Glokra das Portefeuille des Innern über- 
nehmen werde, für das Finanzporteftullle werden Breſtl und Hock 
genannt. Graf Andraſſy und Freiherr v. Beuſt hatten geſtern 
beim Kalſer eine Audienz. Andraſſy dringt auf die Erledigung 
der en, 
Wien, 19. Dezember. Die Kommiſſion des Herrenhauſes 
für konfeſſtonelle Angelegenheiten berieth heute die im Unterhauſe 
beantragten Geſetzentwürfe betreffend die Ehegeſetzgebung und die 
Trennung der Schule von der Kirche. Kardinal Rauſcher be⸗ 
kämpfte bie Entwürfe in ausführlicher Rede, während Lichtenfels 
für dieſelben eintrat. Der Minifter v. Hye erklärte, daß der dem⸗ 
nächſt zu ernennende Kultusminifter die Anſchauungen der Regie- 
rung über dieſen Gegenſtand kundgeben werde. 5 

— Die „Correſpondenz Schweizer" meldet, daß der ſächſiſche 

Oberberghauptmann Beuſt berufen worden, die Leitung des öfler- 
reichiſchen Bergbauweſens zu übernehmen. 
Haag, 18. Dezember. Der König wird am Freitag bie 
Mitglieder der erſten Kammer empfangen. — Da ſich in der Um ⸗ 
gegend von Antwerpen wieder die Vlehſeuche zeigt, hat die Regie- 
rung ſtrenge Vorſichtsmaßregeln an den Grenzen getroffen. 

— 19. Dezember. Gutem Vernehmen nach wird die Kam⸗ 
merſeſſton morgen geſchloſſen werden und alsdann die Auflöſung 
der zweiten Kammer erfolgen. 

Haag, 19. Dezember. Der Miniſter für die Koloniern 
widerruft das Gerücht, daß zwiſchen dem General- Gouverneur der 
oſtindiſchen Beſitungen und der Regierung ein Konflikt entſtan⸗ 
den ſel. 

Paris, 19. Dezember. Einem Gerüchte zufolge hat die 
Regierung eine Anleihe von 750 Millionen beſchloſſen und den 
Entwurf bereits dem Staatsrathe vorgelegt. 

— Bei der Die kuſſion über die Armee⸗Organiſatlon nennt 
Jules Simon den Geſetzentwurf elne Erſchwerung der Milltärlaſt, 
indem 9 Jahre Dienſizeit ſtatt 7 ½ Jahre in Vorſchlag gebracht 
feien, wozu noch der Dienſt in der mobllen Nationalgarde komme. 
Die Politik der Regierung verletze alle Völker, und, um ihre Fehler 
wieder gut zu machen, ſage ſie dann: „Frankreich gleb mir alle 
Deine Kinder!“ Der Redner glaubt, daß eln Krieg möglich, aber 
nicht nahe bevorſtehend ſel. Nach Jules Simon ergriff Monſ. 
Jerome David das Wort. Er jagt; Von der Seite des Rheins 
kommen die Prahlereien der durch Sieg berauſchten Militärpartel, 
von den Alpen her ertönen die Verwünſchungen der revolutionären 
Partei. Flankreich If daher gehalten, Vorſicht anzuwenden. Die 
militäriſche Organſſatlon unjeres Landes werde eine der am min⸗ 
deſten ſchweren in Europa fein. — Monſ. Latour Dumolin kann 
nicht die Anſicht zulaſſen, daß fünf Jahre aktiver Dienſt in der 
Armee nothwendig ſelen, um aus der Mannſchaft gute Soldaten 
zu bilden. Es würde genügt daben, wenn das Geſeß von 1832 
verbeſſert worden wärt. — Fortſezung der Debatten morgen. 

— In der heutigen Sitzung des Senats kam die Todesſtrafe 
zur Verhandlung. Mr. de Goulhot ſprach ſich folgendermaßen aus: 
Da die furchtbare Frage der Tobeöftrafe in den meiften großen 
Staaten Europas aufgeſtellt ſei, dürfe der franzöſiſche Senat dar⸗ 
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über nicht ſchweigſam bleiben. Es ſei gut, daß dem Lande bie 


traurige Nothwendligkeit, die een aufrecht R erhalten, dar⸗ 
t a 


gethan werde. Der Redner verlangt für die Straſbarkelt beſtimmter 
Handlungen und für die Erthellung der Strafen ein eingehendes 
Studium Seitens der Reglerung. Die Debatte wird auf Dienſtag 
vertagt. 

Florenz, 19. Dezember. In der beutigen Sitzung der 
Deputſttenkammer ſetzte Rattazzl ſeine Rede fort. Er beklagte ſich 
über den dem vorigen Kabinet in den franzöſiſchen diplomatiſchen 
Depeſchen unverdient gemachten Vorwurf und über die großen 
Uebertreibungen des franzoſiſchen Geſchäftsträgers Villeſtreux mit 
Bezug auf die von den Freiwilligen getroffenen Vorbereltungen 
und deren Abmarſch. Der Redner ſagt: Er habe Garibaldi nicht 
verhaften können, als derſelbe nach Florenz zurückkehrte, weil er 
damals bereits ſeine Demiſſion gegeben hatte. Er habe die Hülfs⸗ 
Comité's nicht geſetzlich ſchließen können, da keine Beweiſe vorlagen, 
daß dieſelben ihren vorgeblichen Zweck überſchritten hatten. Was 
die Anklage des franzöſiſchen Minifters betreffe, daß Frankreich 
vorgeſchlagen habe, deſſen Mitſchuldiger beim Verrathe zu werden, 
müſſe er als völlig unbegründet in Abrede ſtellen; er habe nie 
eine gemiſche Interventlon an Frankreich vorgeſchlagen, noch je 
Ritter Nigra angewieſen, eine Konferenz zu proponiren, Auf die 
Drohung Frankreichs, Itallen den Krieg zu erklären, falls die 
italieniſchen Truppen die päpſtliche Grenze überſchrelten würden, 
habe ein Miniſterrath ſtattgefunden, in welchem Rattazzi die ſo⸗ 
fortige Beſezung Roms durch Italienische Truppen angerathen habe, 
allein die Miniſter hätten nicht mit ihren Anſſchten übereingeſtimmt 
und kurz nachher erfolgte die minifterielle Kriſis. Rattanzi wird 
feine Rede morgen fortſetzen. — Acerbi vertheidigte die Frelwilli⸗ 
gen gegen die gegen diefelben vorgebrachten Anklagen ungebühr⸗ 
licher Aufführung und antimonarchlſcher Abſichten. — Crispi pro- 


teſtirte gegen die Mißdeutung feiner Worte Seitens Menabrea und 
ſagte, es ſel ſeine Anſicht, daß Rom für Italten nothwendig iſt. 


— Rlcaſoll wies die Beſchuldigung, daß er die Depontrung von 
Waffen an der Grenze ſtillſchweigend begünſtigt habe, zurück. 
London, 19. Dezember. Es wird gejagt, daß die Behoͤr⸗ 


den Drohbrieſe in Bezug auf eine beabſichtigte Brandſtiftung an 


ver Königlichen Schiffswerfte in Portsmouth erhalten hätten. Es 


| find umfaſſende Vorſichtsmaßregeln getroffen. 


— Einem in Wolverhampton gefundenen Schriftſtück zufolge 


Die Behörden haben Nachſuchungen angeſtellt. 

Dublin, 18. Dezember. Martin, der Präſident, Waters 
und Salor, die Sekretäre des Comité's, welches die letzte Prozeſ⸗ 
ſton zu Ehren der hingerichteten Fenier veranſtaltet hat, ſollen, weil 
fie ſich gegen die Geſetze vergangen, an einem beſtimmten Tage vor 
Gericht erſcheinen. Die Stellung einer Kaution iſt für zuläſſig 
erachtet. 

Petersburg, 18. Dezember. Der Budget⸗Entwurf für 
1868 iſt fertig, es findet fi darin kein Defizit. — Unter den 
diplomatiſchen Dokumenten, welche die ruſſiſche Reglerung veröffent- 
l befindet ſich auch ein Schreiben des Fürſten See 
n den ru 8 atle 
dem 10. Dfiober 188 8⸗d Co eech anfworte nicht auf 
die Beſchwerde Aall Paſcha's über die Sprache der ruſſiſchen Jour- 
nale, welche ſich einer durch das Geſetz beſchränkten Freiheit der 
Ausdrucksweiſe erfreuen. Eine ſolche Freiheit iſt vortheilhaft, aber 
mitunter auch unbequem. Ich ſelbſt bin einige Male durch die 
Freiheit der Preſſe betroffen, aber ich ziehe fie doch dem Verſchwei⸗ 
gen der Gedanken vor. Dasſelbe würde auch nicht den von dem 
Kaiſer inaugurirten Reformen entſprechen, welche da nicht zur 
Vollendung gelangen können, wo der Gedanke in kleinlicher Weiſe 
geknebelt wird. 

Petersburg, 18. Dezember. Der den Bolſchaftern in 
Paris und Konſtantinopel, Freiberrn v. Budberg und General Ig- 
natleff, jetzt bewilligte Urlaub war von denſelben bereite im Laufe 
des vergangenen Sommers erbeten worden. Dle gleichzeitige Her⸗ 
kunft der beiden Diplomaten wird zu Konferenzen mit dem Reſchs⸗ 
kanzler Anlaß geben. Von einem bevorſtehenden Rücktritt des Für ⸗ 
ſten Gortſchakoff iſt hier nichts bekannt. 


ommern. 

Stettin, 20. Dezember. Die Herren von Warnſtedt, 
Rud. Abel, Barſekow c. fordern ihre Mitbürger auf, morgen 
Nachmittag um 5 Uhr im Börſenlokale mit ihnen zur Berathung 
über die Frage zuſammenzutreten, ob für dieſen Winter eine Suppen⸗ 
anſtalt einzurichten ſel. Sie bitten zugleich diejenigen Herren, 
welche im vorigen Sommer für den Verein zur Linderung der 
durch die Cholera hervorgerufenen Noth Herbeigefteuert haben, er- 
ſcheinen zu wollen, um ſich darüber zu erklären, ob ſie mit der Ver⸗ 
wendung der noch vorhandenen Reſtgelder des Vereins für die Zwecke 
der Suppenanſtalt einverſtanden find. 

— An dem heutigen Leſchenbegängniß des Kanzleirathes 
Hoffmann nahmen außer dem Herrn Poltzeldirektor v. Warnſtedt 
und dem Polizeiratd Mankopf auch ſämmtliche Bureau- und Exe⸗ 
kutlobeamten der Königl. Pollzet⸗Dlrektton, ſoweit dies bei letzteren 
der Dlenſt irgend geftattet hatte, Theil. 0 

— Der Dampfer „Alexandra“, Preuß, iſt geſtern Mittag von 
Kopenhagen nach hier abgegangen, die Setpaſſage war eisfrei, jedoch im 
Kopenhagener Hafen etwas Treibeis. — Der Dampfer „Ceres“ iſt 
geſtern Abend hier angekommen, „Snowdoun“ und „Garriſon“ find 
im Eiſe ſitzen geblleben, während „Minos“ nach Swinemünde zurück⸗ 
gekehrt iſt und löſcht. Die von bier abgegangenen Dampfer find 
bis zum Kricks gekommen. 

— Der Schooner „Carl Friedrich“, Kunde, aus Colberg, von 
Königsberg nach Groningen mit Lelnſamen, gerteth, wie aus Hel⸗ 
ſingör gemeldet wird, am 17. d. früh vor den Ankern ins Treiben 
und mußte, um Strandung zu entgehen, beide Anker und Ketten 
ſchltppen und Aſſiſtenz annehmen, um in den Hafen einzukommen. 
Die Anker liegen vor dem Hafen und werden, ſobald das Wetter 
ſich gemäßigt, aufgenommen werden. 

— In dem in der Landsbergerſtraße zu Berlin befindlichen 
Viebkruge erſchlen am 16. d. Mte. ein angeblicher Guts-Jnſpektor 
aus Grünbof bei Stettin und machte den dort anweſenden Bieh- 
händlern Bobe und Wichner die Mitthetlung, daß er im Auftrage 
ſeines Prinzipals 22 Stück Rindvleh und 12 Schwelne verkaufen 
ſolle, indeſſen müſſe der Verkauf, um das Vieh einer bevorſtehen 
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den gerichtlichen Beſchlagnahme zu entziehen, ſpäteſtens am nächſten 
Vormittage ſtattfinden. B. und W. begaben ſich mit dem Unbe⸗ 
kannten deshalb ſofort nach Stettin, woſelbſt fie am 16. Abende 
eintrafen und in dem Gaſthofe Bohlwerk No. 37 abſtlegen. Um 
geachtet des Andringens des Unbekannten, mit ihnen in einem 
Zimmer zu loglten, lehnten B. und W. dies aus Vorſicht, da ft 
über 2000 Thaler baarts Geld bei ſich führten, doch beſtimmt ab 
und bezog letzterer deshalb ein bejonderes Zimmer. Nach einem 
vergeblichen Verſuch, in der Nacht noch von dem Hausknecht des 
Gaſthofts 3 Thaler geliehen zu erhalten, verlieh er letzteren 
kurze Zeit, kehrte demnächſt aber dorthin zurück und führte am 
nächſten Morgen die beiden Vlehhändler nach dem Viktoriagarten, 
wohin er feinen Prinzipal wegen Abſchluß des Kaufgeſchäfte zu 
rufen verſprach. Wer ſich indeſſen nicht welter blicken ließ, war 
der Unbekannte, der es bei dem Schwindel jedenfalls nur auf 
einen Diebſtahl abgeſehen hatte, wenn feine Begleiter nicht jo vor“ 
ſichtig geweſen wären. Er hat auch vergeſſen, im Gaſthofe ſeint 
Zeche zu bezahlen, iſt aber von den beiden Vlehhändlern und den 
Hausknecht der Polizei ſehr genau beſchrieben worden, jo daß ſelnt 
Ermittelung vielleicht noch gelingt. 

— Wie der in Grabow wohnhafte Arbeiter Burgemeifter be“ 
hauptet, iſt er vor einigen Abenden in der Junkerſtraße hierſelbſt 
von dem in Zülchow wohnenden Arbeiter Wilh. Struck thätlich 
angegriffen und im Geſicht durch Meſſerſtiche verletzt worden. Leß⸗ 
terer beſtreitet dagegen, mit einem Meffer geſtochen zu haben, br’ 
hauptet vielmehr, vorher am Dampfſchiffsbohlwerk von B. and’ 
griffen und gemißhandelt und demſelben lediglich zu dem Zwecke 
gefolgt zu fein, um ihn über jenen Angriff zur Rede zu ſtellen. 
Die dem B. zugefügten Verletzungen haben übrigens nach Art 
lichem Gutachten für deſſen Geſundheit keinen dauernden Nachtbell. 

— Dem in Pommerensdorfer Anlagen wohnhaften Arbeitet 
F. wurde vor einigen Nächten mittelſt gewaltſamen Einbruchs aus 
dem Stalle feine Ziege geſtohlen und, wie die dort am nüchſtel 
Morgen vorgefundenen Blutſpuren vermuthen laſſen, von dem ble“ 
ber nicht ermittelten Diebe auch im Stalle ſofort geſchlachtet. 
In einer hleſigen Eiſenwaarenhandlung iſt vorgeſtern ein verſchlleß⸗ 
barer elſerner Bouillontopf von 10 Quart Inhalt im Werthe 9 
3 Thlr. geſtohlen. 

— Von geſtern bis heute wurden u. A. polizeilich verhaftet! 
die unverehelichte Dubberſtein wegen verſchledener gemeingefähl 
lichen Schwindelelen, der Arbeiter Martin Nells wegen Verdach 
tes einer Urkundenfälſchung und der Eigenthümer Wilhelm Flug 
aus Bredow wegen dringenden Verdachtes vorfäplicder Brand 
ſtiftung. 0 


Börſen⸗Berichte. N 
Stettin, 20. Dezember. Witterung: trübe, Schneefall. Tempera 

— 0 R. Wind: NO. 
An der Bor ſe. 


Weizen wenig verändert, per 2125 Pfd. loco nach Qual. inländische ö 
90—97½ V bez., bunter polniſcher 91—94 94 bez., ungariſcher 86 
bez., feiner do. und mähriſcher 90 — 92 bez., 83—8öpfd. gel“ 
Dezember 92 % Gd., 93 Br., Frühjahr 95 ½½œ N bez., 95% Br. . 

2 sagen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. Ioco 70—74 Ag bez, 7° 
un Seren: ee hans Fer ro eo . 1 e 
51%, & bez., 69—70pfd. Frühjahr ſchleſ. 52½ % Gd. 7 

Hafer pr. 1300 Pfd. loco 34½—35 9% bez., 47 50pfd. Frül 
36 &i bez. 1 
Rüböl matt, loco 10%, & Br., Dezember 10 Gd., Dezembe 
Januar 10½½ & bez., April⸗Mai 10%, 2 Br. 

Spiritus matter, loco ohne Faß 20%, 94 bez., mit Faß 20 
bez., Dezember 20 % Br., Dezember⸗Januar und Januar⸗fFebruar 20 # 
Gd., Frühj. 20% 4 Br., 20% , Gd. 50 
4 e feft, rother 14½ —16 nach Qualität bez., weißer 19 9° 


r. 
upinen blaue 38—39 bez., gelbe 42—44 bez. 

Thymothee fein 10 1. 1 

Petroleum loco 6% 4 bez., Dezember⸗Jaunar 6%, . bez. 

Leinfaat, Pernauer 12 34 bez., Februar 13 Gd. et 
g Ae Weizen 93, Roggen 73, Rüböl 10, @E 
ritus 20. 

Hamburg, 19. Dezember. Getreidemarkt. Weizen und Roggen le. 
ohne Kauflluſt. Roggen auf Termine feſter. Weizen anf ſpätere Term 
beachteter. Weizen pr. Dezember 5400 Pfd. netto 166 Bankothaler Br. c 
Gd., pr. Dezember⸗Jauuar 164 Br. und Gd., pr. Frühjahr 167 Br., © 
Gd. Roggen pr. Dezember 5000 Pfd. Brutto 137 Br. 136 Od. fl 
Deiktuber Winter 134 Br. u. Gd., pr. Frühjahr 132 Br., 131 Gd. Nu 
unverändert, loco 22%, per Mai 23%. Spiritus zu 29'4 angebeN 
Re verkauft 2200 Sack Rio zur Verſchiffung. Zink ſehr # 

äftslos. 

Amſterdam, 19. — 1 Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Rog 
loco unverändert, auf Termine 1 ½ Fl. niedriger. Rüböl per Mai 37 
pr. November⸗Dezember 37 ½. } 


Stettin, den 20 December. 


Hamburg -- +6 Tag. 151%, bz St. Börsenhaus-O. 4 
3 ... 2 Mt. 151 bz St: Schauspielh.-O. 5 
Amsterdam . 8 Tag. 143 bz Pom. Chausseeb.-O.| 5 
> 2 Mt. | 1424, bz Used. Woll. Kreis-O.] 5 
London: - 10 Tag. 6 25 bz Pr. National- V.-A. 4 
n 3 Mt. 6 24 bz Pr. See-Assecuranz 4 
Paris 10 Tg.. 81 ½ bz Pomerania -- 4 
„ 2 Mt 81%, ba Union »»-serrere- 
Bremen Mt. — St. Speicher- A. 5 
St. Petersbg. 3 Weh. — Ver.-Speicher- A.. 5 
Wien 8 Tag.“ 83% B Pom. Frov-Zuckers. 5 
4 2 Mt. 3 N. St. Zuckersied. .| 4 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4½ & Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
Sts.-Anl.5457 4½ 96½% B |Bredower „ 4 — 
= de 103 bz Walzmühle 5 — 
St.-Schläsch. | 3½ 83%, B |St. FPortl.-Cementf. 4 8 
F. Präm.-Ani. 3 1165 st. Dampfschlepp G 5 — 
Pomm.Pfdbr.| 3½ 76% B St. Dampfschiff. V.. 5 — 
1 1 86% Neue Dampfer-C. 4 70 
„ Rentenb.| 4 90% bz [Germania 96 6 
Ritt. P. P. B. A. 4 2 B Vulkan -- «ner 85 0 
Berl.-St. E. A. 4 135 B _ |St. Dampfmühle . 4101 
„ Prior. 4 83½% bz [Pommerensd. Ch. F. 4 7 
a 1147 5 B Chem. Fabrik-Ant. - 4 a 
Starg.-P.E.A.| 4% 93%, B (St. Kraftdänger-F.-)—| 
„ Prior.“ 4 — Gemeinn. Bauges 5 
St. Stadt-O. »| 4%, 94 ½ B 


